
liebe Bonnerin, 
lieber Bonner,

erneut möchte ich Sie mit 
meinem Rechenschaftsbericht 
auch außerhalb von Wahl-
kampfzeiten über meine Ar-
beit als Bonns Bundestagsab-
geordneter informieren. Es ist 
eine Bilanz der für Bonn rele-
vanten Themen. Ich  verzichte 
auf eine allgemeine Auseinan-
dersetzung mit der Arbeit der 
schwarzgelben Bundesregie-
rung.

Natürlich muss ich mich  bei 
vier Seiten auf einige wenige 
Themen beschränken. Unter 
kelber.de fi nden Sie ausführ-
lichere Informationen. Oder 
mein Bürgerbüro sendet  Ih-
nen gerne Material zum ge-
wünschten Thema zu. 

Besonders freue ich mich 
auch über ein persönliches Ge-
spräch: Sei es in meinen Bür-
gersprechstunden oder auf an-
deren öffentlichen Terminen.

Der Dammbruch droht: Die 
schwarzgelbe Bundesregierung 
nimmt den angekündigten klaren 
Bruch des Berlin-Bonn-Gesetzes 
durch Verteidigungsminister Tho-
mas de Maizière (CDU) hin. 

Von den derzeit 2.500 Beschäftigten 

des Bundesverteidigungsministeri-

ums in Bonn sollen wohl in wenigen 

Jahren nur noch 500 am Rhein sitzen. 

1.000 Beschäftigte werden schon jetzt 

im Rahmen der Bundeswehrreform 

vom Ministerium in Bonner Bundes-

behörden verlegt, wobei hier gleich-

zeitig 800 Stellen abgebaut werden. 

Darüber hinaus plant der Minister 

offen, 1.000 weitere Beschäftigte des 

Ministeriums in Schritten bis 2017 

nach Berlin zu verlagern.

Bonns Bundestagsabgeordneter Ul-

rich Kelber kämpft zusammen mit den 

Landesregierungen NRW und Rhein-

land-Pfalz, den regionalen Bundes- 

und Landtagsabgeordneten sowie 

den Kommunalpolitikern aller Partei-

en vehement gegen die Pläne de Mai-

zières: „Ein deutscher Minister muss 

sich an Recht und Gesetz halten. Ich 

erwarte jetzt, dass die Bundeskanzle-

rin ihren Minister stoppt und ihn nicht 

mit der Aussage, den Umzug zunächst 

zurückzustellen, durchkommen lässt. 

Wir wollen die Zusage, dass es nicht 

zur weiteren Verlegung von Arbeits-

plätzen des Ministeriums von Bonn 

nach Berlin kommt. Sie hat persönlich 

mehrfach die Einhaltung des Berlin-

Bonn-Gesetzes zugesagt.“

Von der in diesem Gesetz Bonn zu-

gesagten Mehrheit der Beschäftigten 

aller Bundesministerien bliebe nach 

den Plänen des Verteidigungsminis-

ters nichts mehr. Schon heute arbei-

ten 10.000 Ministerielle in Berlin und 

nur noch 8.300 in Bonn. Setzt sich de 

Maizière durch, würde sich das Ver-

hältnis auf 11.000 zu 6.300 verschlech-

tern. Ulrich Kelber und die anderen 

Abgeordneten fürchten eine Rutsch-

bahn, weil bei einem Erfolg de Maizi-

ères auch andere Minister versuchen 

könnten, immer mehr Mitarbeiter von 

Bonn nach Berlin zu verlagern. „Einge-

rechnet der Verbände und Dienstleis-

ter, die sich nur wegen der Ministerien 

in Bonn angesiedelt haben, gefährdet 

die Bundesregierung damit 20.000 bis 

30.000 Arbeitsplätze in der Region“, 

bewertet Bonns Bundestagsabgeord-

neter die Situation.

regierung bricht Berlin-Bonn-gesetz

2010
2011
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Das internationale Bonn wächst: 
Schon fast 1.000 UN-Mitarbeiter 
arbeiten in unserer Stadt. Und 
Bonn ist nun erster Dienstsitz 
der 2011 durch Fusion von GTZ 
(Eschborn), DED und Inwent (bei-
de Bonn) entstandenen neuen 
Entwicklungsorganisation GIZ. 

Dieser  Erfolg  kam nicht automa-

tisch. Denn trotz klarer Regelungen im 

Berlin/Bonn-Gesetz (1994) schaffte es 

die hessische CDU , dass die Bundesre-

gierung Bonn nur als den kleineren von 

zwei Dienstsitzen der GIZ festschrei-

ben wollte. Es drohte ein Bedeutungs- 

und Arbeitsplatzverlust für Bonn.

Auf Bitte von Bonns Bundestags-

abgeordneten Ulrich Kelber und der 

beiden Bonner SPD-Landtagsabge-

ordneten Renate Hendricks und Felix 

von Grünberg griff dann die neue, 

SPD-geführte NRW-Landesregierung 

ein. Sie setzte den ersten Dienstsitz 

Bonn durch. 

Bei der Ansiedlung des Globalen 

Nutzenpfl anzenfonds (GCDT), der 

den Erhalt der Vielfalt unserer Nah-

rungspfl anzen sichern soll, konnte 

sich Bonn gegen den Mitbewerber 

Genf durchsetzen. Bekannt wurde der 

GCDT durch die Saatgut-Bank im ewi-

gen Eis von Spitzbergen. 

Die Welt schaut auf Bonn

10 PunKtE Für Bonn
Zwischenstand meiner 2009 für die 
nächsten vier Jahre als Ziel benann-
ten „10 Punkte für Bonn“

Erhalt BErlin-Bonn-gESEtz 
Mit den Umbauplänen des Ver-

teidigungsministeriums plant die 

CDU/CSU/FDP-Regierung einen kla-

ren Bruch des Berlin-Bonn-Gesetzes. 

Dagegen kämpfen wir parteiüber-

greifend in der Region. Zuvor konn-

ten wir - etwa bei BaFin und GIZ, die 

Angriffe auf Bonn abwehren.

 

auSBau intErnationalES 
zEntruM 

Bonn ist nun erster Dienstsitz der 

GIZ. Auch der Globale Nutzpfl an-

zenfonds GCDT wird 2012 nach 

Bonn ziehen. Kein Fortschritt gibt es 

dagegen bei der für Ansiedlungen 

wichtigen Klärung des Rechtsstatus 

für internationale Organisationen.

FairnESS Für tElEKoM/PoSt 
Schwarzgelb benachteiligt wei-

ter Post und Telekom. Die Möglich-

keiten für Investitionssicherheit, die 

die EU geschaffen hat, werden nicht 

in nationales Recht umgesetzt und 

den Konkurrenten im Postsektor 

weiter staatlich subventionerte 

Dumpinglöhne ermöglicht. Das ge-

fährdet über 20.000 Bonner Jobs.

StaDtWErKE FÖrDErn 
Die erzwungene Rücknahme 

der Laufzeitverlängerung stärkt 

die Bonner Stadtwerke mit ihren 

2.250 Arbeitsplätzen. Die neue rot-

grüne Landesregierung ermöglicht 

den Stadtwerken per Gesetz wie-

der wirtschaftliche Freiheiten, die 

Schwarzgelb ihnen genommen 

hatte.

MEhr lärMSchutz 
Es gibt gute Chancen für wei-

teren Lärmschutz an den Bonner 

Autobahnen. Stillstand herrscht da-

gegen bei der Umrüstung der alten, 

lauten Güterwaggons.

+ –

+ –

+ –

+ –

+ –

ulrich Kelber, Bonns Bundestagsabgeordneter | rechenschaftsbericht

gläserner abgeordneter – Ehrensache
„Deutschlands transparentester Abgeordneter“*

Weitere detaillierte Informationen über die 
Steuerbescheide seit dem Jahr 2000, Abstim-
mungsverhalten, Auslandsreisen, Lobbyisten-
Kontakte und Auszeichnungen für Transparenz 
unter www.ulrich-kelber.de. 

EinKünFtE BunDESPolitiK 2010
Diäten Bundestagsabgeordneter     
Stellvertr. Fraktionsvorsitzender       
Beirat Bundesnetzagentur                       

SonStigE EinKünFtE 2010
Aufsichtsrat Bonner Stadtwerke Energie        
Beirat VPV (Versicherung)   

StEuErn 2010
Einkommenssteuer    
Solidaritätszuschlag   
*Zeitschrift Politik&Kommunikation
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91.763 Euro
 41.407 Euro

204 Euro

1.533 Euro
1.505 Euro

26.706 Euro
 877 Euro



BaFin-arBEitSPlätzE 
ErhaltEn 

Nach unserem massiven politi-

schen Druck verzichtet die Bun-

desregierung - zumindest vorü-

bergehend - auf die ursprünglich 

geplante Verschmelzung von 1.400 

Bonner BaFin-Jobs auf die Frank-

furter Bundesbank. 

hochSchulPaKt 
Die schwarzgelbe Bundesre-

gierung verweigert die bessere Fi-

nanzausstattung der Hochschulen. 

Die neue rot-grüne Landesregie-

rung hat die Studiengebühren wie 

versprochen abgeschafft und den 

Universitäten die Einnahmeausfäl-

le vollständig ersetzt.

auSBau ganztagS-
BEtrEuung 

Das noch unter der SPD-Bundesre-

gierung gestartete Programm für 

mehr Ganztags- und Kleinkindbe-

treuung läuft weiter. Ab 2013 gibt 

es den Rechtsanspruch für Krip-

penplätze. Bonn ist in NRW Spit-

zenreiter, trotzdem fehlen noch 

viele Plätze.

VErKEhrSinFraStruKtur 
Die provisorische Dreispurig-

keit von A59 und A565 ist weitge-

hend hergestellt, die Planungen 

für einen endgültigen Ausbau 

mit Lärmschutz laufen. Beim Au-

tobahnanschluss Maarstraße be-

ginnt 2012 die Bürgerbeteiligung. 

Nur bei der S13 gibt es keine Fort-

schritte.

BEEthoVEn-FEStSPiElhauS 
Das Durcheinander der Bonner 

Kommunalpolitik beim Beethoven-

Festspielhaus ist ein großer Fehler. 

Bonner Unternehmen hätten die 

Baukosten übernommen, die Bun-

desregierung – u.a. auf meine Initi-

ative hin – sich mit 39 Mio. € an der 

Stiftung beteiligt. Gut, dass Ober-

bürgermeister Jürgen Nimptsch 

jetzt eine neue Initiative startet.

Erschreckend: Bonn ist die lau-
teste Stadt in NRW und auf Platz 
4 in Deutschland. Bonn ist durch 
zwei der verkehrsreichsten euro-
päischen Schienenstrecken, durch 
Straßen- und Fluglärm in hohem 
Maße betroffen. Mehr als die Hälf-
te der Bevölkerung leidet unter 
Verkehrslärm, der krank machen 
kann.

Deswegen kämpft Bonns Bundes-

tagsabgeordneter Ulrich Kelber schon 

seit Jahren für die Umrüstung der  Gü-

terwaggons, für Lärmschutz an den 

Autobahnen und deutlich schärfere 

Lärmschutzvorgaben  für die Flughä-

fen Köln/Bonn und Hangelar.

Beim Schienenlärm zeigen in den 

letzten Jahren installierte Lärm-

schutzwände und Lärmschutzfens-

ter erste Wirkung. Auf Initiative von 

Ulrich Kelber werden derzeit in Bonn 

neuartige Schienenstegbedämpfer 

und schienennahe Mini-Lärmschutz-

wände erprobt. In Beuel wird Ende 

2011 feststehen, welcher Lärmschutz 

kommen wird.

Es müssen aber auch die alten Gü-

terwaggons umgebaut werden, um 

den Lärm zu halbieren. Moderne Per-

sonenverkehrszüge zeigen, dass es 

deutlich leiser geht. Die EU-Kommis-

sion schätzt die Kosten der Gesund-

heitsschäden durch Schienenlärm auf 

EU-weit 9 Mrd. € jährlich, die Umrüs-

tung der 500.000 Güterwaggons da-

gegen würde einmalig nur 1 Mrd. € 

kosten! Unter Bundesverkehrsminis-

ter Ramsauer kommt das Umrüstpro-

gramm aber nicht voran.

Endlich liegt auch die „Lärmkartie-

rung“ der Bonner Autobahnen vor. In 

einigen Abschnitten werden Grenz-

werte überschritten, dort besteht 

ein Anspruch auf Lärmschutz. Ulrich 

Kelber kämpft dafür, dass die Gelder 

schnellstmöglich fl ießen. Noch hoch-

wertigeren Lärmschutz wird es ge-

ben, wenn die Mitnutzung der Stand-

streifen in Beuel zu drei vollwertigen 

Spuren ausgebaut wird. Dann darf 

der Lärm nämlich nur noch halb so 

hoch sein wie bei der Lärmsanierung 

an bestehenden Autobahnen.

in Bonn muss es leiser werden

+ –

+ –

+ –

+ –

+ –
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Aus der CDU kommen wieder For-
derungen nach einer Straßenver-
bindung zwischen A3 und A565 
quer durch Bonn („Südtangente“ 
und „Ennertaufstieg“). 

Dies würde nicht nur wichtige Nah-

erholungsgebiete zerstören, sondern 

gefährdet durch den zu erwartenden 

Streit auch die realistische Lösung 

der Verkehrsprobleme in der Region. 

40 Jahre lang wurden diese neuen 

Straßenverbindungen immer wie-

der angekündigt, nichts passierte. In 

Berlin planen Bundesverkehrsminis-

ter Ramsauer und die schwarzgelbe 

Bundesregierung aus Geldmangel 

zwei Drittel aller Verkehrsprojekte 

aus dem Bundesverkehrswegeplan zu 

streichen. Damit sind  die  schon ge-

planten und dringend notwendigen 

Verbreiterungen von A59 und A565 

gefährdet, wenn die Region nicht zu-

sammensteht.

Bonns Bundestagsabgeordneter 

Ulrich Kelber erinnert daran, dass die 

Verbreiterung der A59 von St. Augus-

tin bis Ramersdorf und der A565 auf 

der Beueler Seite erst auf seine Initi-

ative hin 2003 neu in den Bundesver-

kehrswegeplan aufgenommen wur-

den, zwei der drei Projekte sogar im 

vordringlichen Bedarf. Mit dem Aus-

bau kämen auch die gesetzlich vor-

geschriebenen umfangreichen Lärm-

schutzmaßnahmen für die Anlieger. 

Kelber fordert neben dem Ausbau des 

Autobahnrings rundum Bonn auch 

Entlastungsmaßnahmen in der Sie-

bengebirgsregion und setzt dabei vor 

allem auf dezentrale Lösungen. Jetzt 

wieder über Wolkenkuckucksheime 

wie „Südtangente“ und „Ennertauf-

stieg“ zu streiten, lässt nur in ande-

ren Regionen die Sektkorken knallen. 

Wenn das Rheinland sich streitet, wird 

anderswo gebaut, erinnert er die CDU.

Wolkenkuckucksheime  
„Ennertaufstieg“ & „Südtangente“

Als stellvertretender SPD-Frak-
tionsvorsitzender war Bonns 
Bundestagsabgeordneter Ulrich 
Kelber Wortführer gegen die 
Atomkraft-Laufzeitverlängerung. 

Der Erfolg hat gerade auch für Bonn 

und die Bonner Stadtwerke besonde-

re Bedeutung. Wenn RWE, EON & Co. 

nun den Markt nicht mehr dominie-

ren können, ist auch die wirtschaftli-

che Gefahr für das neue, 80 Millionen 

Euro teure Kraftwerk der Stadtwerke 

in Endenich gebannt. Gleichzeitig 

werden die Bonnerinnen und Bonner 

so unabhängig von der Preistreibe-

rei der großen Stromkonzerne. Denn 

mit dem neuen Kraftwerk werden 

die Stadtwerke kaum  Strom an der 

von den Konzernen beherrschten 

Strombörse einkaufen müssen, weil 

sie ihn jetzt selbst produzieren. Und 

das neue Kraftwerk  ist sehr um-

weltfreundlich: Mit  Mülldampf und 

Erdgas wird gleichzeitig Strom und 

Wärme erzeugt. Außerdem ist es 

hochflexibel, um die Produktion ideal 

mit den Erneuerbaren Energien zu ko-

mibinieren.

Sauber, sicher und bezahlbar

Mein Bonner Bürgerbüro: 
Clemens-August-Str. 64,  53115 Bonn 
Tel. 0228/280 31 35
Fax 0228/280 31 36 
ulrich.kelber@wk.bundestag.de 
www.ulrich-kelber.de 

Erneut Note „Sehr gut“
Das Bürgerbeteiligungs-Inter-

netportal abgeordnetenwatch.de 

hat Bonns Bundestagsabgeord-

neten Ulrich Kelber im Juli 2011 

erneut die Note „sehr gut“ für 

bürgerfreundliches und transpa-

rentes Verhalten verliehen. Unter 

allen NRW-Bundestagsabgeord-

neten ist er auf Platz 1! Bewertet 

wurde, ob, wie und wie schnell öf-

fentliche Fragen von Bürgerinnen 

und Bürger  beantwortet wurden. 

Schwarzgelb streicht bei 
Bonns Arbeitslosen

Der Wirtschaftsaufschwung ist 

eine große Chance, auch Langzeit-

arbeitslose und benachteiligte Ju-

gendliche wieder in Arbeit  zu brin-

gen. Diese Chance verspielt die 

schwarzgelbe Bundesregierung, 

weil sie das Geld für Weiterbil-

dung und Eingliederungsmaßnah-

men massiv zusammenstreicht. 

2011 werden alleine in Bonn  7 Mio. 

€, also fast 20% der Mittel gestri-

chen. 2012 wollen CDU/CSU und 

FDP weitere 15% kürzen. Die Kür-

zungen treffen die Schwächsten, 

verlängern Arbeitslosigkeit und 

verhindern die Weiterqualifikati-

on zu gesuchten Fachkräften.

Jährlich 20 Mio. € 
Entlastung

Der städtische Bonner Haushalt  

wird  unerwartet finanziell entlas-

tet . Die SPD konnte in den „Hartz 

IV“-Verhandlungen  durchsetzen, 

dass den Kommunen  die Ausga-

ben für die Grundsicherung im 

Alter vollständig ersetzt werden. 

Alleine  Bonn wird so um mehr als 

20 Mio. € jährlich entlastet. 
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